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UNO untersucht
deutsche Schulen

Berlin (dpa) - Die UN-Men-
schenrechtskommission lässt jetzt
durch einen Sonderberichter-
statter das deutsche Bildungs-
system untersuchen. Dies erfuhr
die dpa am Sonntag. Deutschland
waren mit dem weltweiten PISA-
Test schwere Versäumnisse bei der
Chancengleichheit in der Bildung
und der Förderung von Migran-
tenkindern bescheinigt worden.
Der Sonderberichterstatter für das
Recht auf Bildung, Vernor Muñoz,
der beim Büro des Hohen UN-Kom-
missars zur Wahrung der Men-
schenrechte angesiedelt ist, star-
tet am 13. Februar seine Deutsch-
landreise.

Iran setzt im
Atomstreit weiter

auf Diplomatie
Teheran (dpa) - Ungeachtet der
Einschaltung des UN-Sicherheits-
rats setzt Iran weiter auf Verhand-
lungen zur Lösung des Atomstreits.
Das erklärte Außenamtssprecher
Hamid-Resa Assefi vor Journali-
sten in Teheran. Der Verhand-
lungsweg sei weiter offen, auch für
eine eventuelle Urananreicherung
in Russland. Der stellvertretende
iranische Chefunterhändler
Dschawd Vaidi hatte zuvor noch
erklärt, wegen die Einschaltung
des Weltgremiums durch die In-
ternationale Atombehörde IAEO
sei “der diplomatische Prozess ge-
stoppt”.                              Seite 2

Berlin (dpa) - Nach Ablauf des Ul-
timatums gibt es kein neues Lebens-
zeichen von den beiden im Irak ver-
schleppten Deutschen. Auch rund
zwei Wochen nach der Geiselnahme
konnten deutsche Behörden keinen
direkten Kontakt zu den Entfüh-
rern herstellen. Vertreter muslimi-
scher Verbände in Deutschland for-
derten am Sonntag eine sofortige
Freilassung von René Bräunlich
(31) und Thomas Nitzschke (28).
Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) wies unterdessen Forderun-
gen der Geiselnehmer nach einem
Abbruch der Beziehungen zum Irak
indirekt zurück. In der Heimatstadt
Leipzig bangten die Menschen um
das Leben der Entführten.

Außenminister Frank-Walter
Steinmeier (SPD) hofft, dass sein
TV- Appell im arabischen Nach-
richtensender Al-Dschasira an die
irakischen Entführer zur Frei-
lassung der Deutschen führt. “Wir
haben über viele Tage versucht,
Kontakt zu den Tätern aufzuneh-
men. Das ist uns nicht gelungen”,
sagte er am Sonntag im Deutsch-
landfunk. Bei den Bemühungen er-
fährt die Bundesregierung Stein-
meier zufolge auch Unterstützung
in der arabischen Welt. “Ich freue
mich, dass die Arabische Liga sich in
den letzten Wochen sehr kooperativ
gezeigt hat.” Sie habe einen Appell
an die Entführer ausgesandt, die
Deutschen freizulassen.

Aus Sicherheitskreisen in Bag-
dad hieß es, die irakische Polizei
habe die Suche nach den Männern
aus Leipzig noch nicht aufgegeben.
Ein Sprecher, der seinen Namen
nicht veröffentlicht sehen wollte,
sagte am Sonntag: “Die Sicherheits-
behörden und die Polizei unterneh-
men große Anstrengungen, um das
Schicksal der ausländischen Gei-

seln aufzuklären, zu denen auch
die deutschen Ingenieure gehören.”

Muslime in Deutschland verur-
teilten unterdessen erneut die Tat
im Irak. “Lassen Sie die Geiseln
sofort frei”, forderte Ali Kizilkaya,
Vorsitzender des Islamrats für
Deutschland, in der “Bild am Sonn-
tag”. Nadeem Elyas, scheidender
Vorsitzender des Zentralrats der
Muslime in Deutschland, sagte der
Zeitung: “Es gibt keine Vernunft
auf der Welt, die eine Entführung
rechtfertigen kann.” Und der der
Präsident der Türkisch Islamischen
Union der Anstalt für Religion
(DITIB), Ridvan Cakir, sagte: “Die
Entführung hat mit dem Wesen
unserer Religion nicht das Gering-
ste zu tun.”

Die Kanzlerin sagte während der
Sicherheitskonferenz in München,
Deutschland werde weiter den Auf-
bau einer Demokratie im Irak un-
terstützen. Außerhalb des Landes
würden Polizisten von deutschen
Sicherheitskräften ausgebildet.
Deutschland leiste erhebliche finan-
zielle Unterstützung.

In einem am vergangeneWoche
ausgestrahlten Video hatten die
Kidnapper mit der Ermordung der
beiden Männer aus Leipzig gedroht
und zur Erfüllung ihrer Forderun-
gen ein 72-Stunden-Ultimatum ge-
stellt. Die Männer waren am 24.
Januar verschleppt worden. Die
Geiselnehmer verlangen unter an-
derem die Schließung der deutschen
Botschaft in Bagdad, den Abzug
aller deutschen Firmen aus dem
Irak sowie ein Ende der Zusam-
menarbeit zwischen der deutschen
und der irakischen Regierung.

Die Anteilnahme der Leipziger
am Schicksal der beiden Entführ-
ten aus ihrer Stadt ist ungebro-
chen.                                  Seite 2

Bangen in Deutschland - Kein
Lebenszeichen von Irakgeiseln

Eine junge Frau hält mit ihrem Kind am Sonntag an der Mahnwache
für die im Irak entführten deutschen Ingenieure Rene Bräunlich und
Thomas Nitzschke vor der Leipziger Nikolaikirche zwei brennende
Lichter.                                       Foto: Walteraud Grubitzsch dpa

Berlin (dpa) - Bundesregierung und
Parteien haben Verständnis für die
Kritik an den Mohammed-Karika-
turen geäußert, Demonstranten in
der muslimischen Welt aber zu-
gleich zur Gewaltlosigkeit ermahnt.
Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) sagte am Montag in Berlin,
sie könne die Verletzung religiöser
Gefühle zwar nachempfinden. Ge-
walt sei aber nicht akzeptabel und
dürfe kein Mittel der Auseinander-
setzung sein.

Ähnlich äußerte sich Außenmi-
nister Frank-Walter Steinmeier
(SPD). Der Minister wandte sich
gegen vereinzelt geäußerte Forde-
rungen, die diplomatischen Bezie-
hungen zu jenen Ländern abzubre-
chen, in denen Botschaften verwüs-
tet wurden.

Das Bundesinnenministerium
teilte mit, die Sicherheitslage in
Deutschland sei unverändert. Es
gebe keine Hinweise auf ähnliche
Fälle in Deutschland. Dagegen hält
Beckstein angesichts der Unruhen

Verständnis für Empörung und
Warnung vor Gewalt

im Nahen Osten Terrorakte auch
in Deutschland für möglich. Ent-
sprechende Warnungen seien kei-
ne Panikmache.

FDP-Chef Guido Westerwelle
forderte die Bundesregierung auf,
“sämtliche finanzielle Zuwendun-
gen an Länder, die derartige Aus-
schreitungen gegen europäische
Botschaften billigen oder vielleicht
sogar daran mitwirken, in Frage zu
stellen”. Die Grünen riefen zu “Be-
sonnenheit statt Kulturkampf” auf.
Die Pressefreiheit müsse auch um
den Preis von Geschmacklosig-
keiten verteidigt werden, sagte die
Parteivorsitzende Claudia Roth.
Aus dieser Freiheit erwachse aber
auch Verantwortung. Extremisten
in der islamischen Welt hätten die
Karikaturen als willkommenen
Anlass zu völlig inakzeptabler Ge-
walt genommen.

Die Internationale Gesellschaft
für Menschenrechte (IGfM) in
Frankfurt appellierte an die Me-
dien, auf weitere Abdrucke der

Karikaturen-Streit:

Karikaturen zu verzichten. Der
UNESCO-Experte für Kulturen
und Menschenrechte an der Uni-
versität Bremen, Hans Jörg Sand-
kühler, nannte die Veröffentlichung
der Karikaturen einen “schweren
Fehler”. Er halte sie für eine “be-
wusste Provokation auf dem Hin-
tergrund einer besonders in Däne-
mark wachsenden Fremdenfeind-
lichkeit.”

Bombenalarm bei "France Soir"
Wegen eines Bombenalarms ist die
Redaktion des Pariser Boule-
vardblattes "France Soir" am Mon-
tag evakuiert worden. Das berich-
teten Journalisten der Zeitung, die
am vergangenen Mittwoch die um-
strittenen dänischen Moham-med-
Karikaturen als erste in Frankreich
nachgedruckt hatte. Das Gelände
sei von der Polizei abgeriegelt wor-
den, Suchhunde seien im Einsatz,
hieß es.                                  Seite 2

Berlin (dpa) - Aus Angst vor dauer-
hafter Arbeitslosigkeit denken vie-
le Deutsche über Auswanderung
nach. Knapp drei Viertel (71 Pro-
zent) der Deutschen würde laut ei-
ner am Montag veröffentlichten,
repräsentativen Umfrage lieber im
Ausland arbeiten, als auf Arbeits-
losengeld oder Hartz IV angewie-
sen zu sein. 56 Prozent der Befrag-
ten überlegen ernsthaft, für immer
oder auf längere Zeit ins Ausland
zu gehen, wenn sie in Deutschland
keine Arbeit finden. Das Meinungs-
forschungsinstitut Forsa hatte im
Auftrag von “stern-TV Reportage”
1009 Erwachsene befragt.

Als mögliches Ziel wurde vor al-
lem das deutschsprachige Ausland
(63 Prozent) genannt. Knapp die

Viele Deutsche würden für
einen Arbeitsplatz auswandern

Hälfte der Befragten (48 Prozent)
würden nach Frankreich, Spanien
oder Italien auswandern. Die skan-
dinavischen Länder Dänemark,
Norwegen und Schweden kommen
für 42 Prozent der Befragten in
Betracht. Auch die USA und Kana-
da (39 Prozent), Irland und Groß-
britannien (35 Prozent) sowie Au-
stralien (29 Prozent) wurden ge-
nannt.

Diejenigen, die nicht im Aus-
land arbeiten wollen, begründeten
ihre Entscheidung meist mit dem
Partner oder der Familie (68 Pro-
zent) sowie dem sozialen Umfeld
(47 Prozent), die sie nicht verlassen
wollen. Für 23 Prozent der Befrag-
ten dieser Gruppe wäre der organi-
satorische Aufwand zu groß.Demonstranten in Teheran verbrennen deutsche Flagge.    Foto dpa

München (dpa) - Die USA haben
die NATO und die EU aufgefor-
dert, ihre Hilfe für den Einsatz der
Afrikanischen Union (AU) in der
westsudanesischen Krisenregion
Darfur deutlich zu erhöhen. Der
stellvertretende US-Außenmini-
ster Robert Zoellick warnte am
Sonntag bei der Sicherheits-
konferenz in München vor “theolo-
gischem Streit” der beiden Staaten-
bündnisse um die Frage, wer für
einen solchen Einsatz zuständig
sei: ”Ich hoffe, dass die Europäer
das Ganze nicht problematisieren.”
Die EU und die NATO sind bisher
mit getrennten Hilfseinsätzen in
Darfur aktiv.

Die von der AU in Darfur einge-
setzten rund 7000 Soldaten brauch-
ten dringend Hilfe bei der Planung
und der Versorgung der Truppen.
Schon am Samstag hatte US-
Verteidigungsminister Donald
Rumsfeld beklagt, dass die Lage in

USA fordern NATO und EU zu
mehr Hilfe für Darfur auf

Darfur ungeachtet des Einsatzes
der AU- Friedenssoldaten “jetzt
noch schlechter als vor einem Jahr”
sei. In Darfur wird die afrikani-
sche Bevölkerung von arabischen
Milizen mit brutaler Gewalt ver-
folgt. Mindestens zwei Millionen
Menschen sollen vertrieben wor-
den sein. Hilfsorganisationen be-
schuldigen die Regierung in
Khartum, das Treiben der Milizen
zu unterstützen.

NATO-Generalsekretär Jaap de
Hoop Scheffer hat bereits die Be-
reitschaft des Bündnisses erklärt,
im Rahmen eines möglichen UN-
Mandats auch weiterhin in Darfur
zu bleiben. Bisher hat die NATO
Flugzeuge für den Transport der
AU-Soldaten zur Verfügung ge-
stellt. Die USA fordern von der
UNO, die bisherige AU-Friedens-
mission zu übernehmen. Dabei kön-
ne das AU-Kontingent zum Kern
einer UN-Friedenstruppe werden.

70 Prozent der
Eintrittskarten für
Olympia verkauft

Turin (dpa) - Kurz vor Beginn
der Olympischen Winterspiele
in Turin sind offiziellen Anga-
ben zufolge 70 Prozent der Ein-

trittskarten verkauft. 700 000
von einer Million Tickets seien
abgesetzt, teilte das Olympia-
Organisationskomitee am
Samstag mit. Die Einnahmen
belaufen sich auf etwa 60 Mil-
lionen Euro. Allerdings seien
nach wie vor einige Hundert
Karten für die Eröffnungsfeier
am Freitag (nach Redaktions-
schluß) zu haben - und zwar in
den Preisklassen von 250 bis
850 Euro.

Alles über Olympia...
Seite 9

Scotland Yard
sucht Mitglieder
der Waffen-SS
London - Die britische Polizei
hat eine bereits aufgelöste
Spezialeinheit zur Suche nach
in Großbritannien lebenden
Nazi-Kriegsverbrechern wieder
aktiviert. Ein achtköpfiges
Team von Scotland-Yard ermit-
telt wieder gegen ehemalige
Angehörige der Waffen-SS.

Fischer in Sorge
Frankfurt - Die größte Gefahr
für den Frieden in Europa stellt
nach Ansicht von Ex-Außenmi-
nister Joschka Fischer der Nahe
Osten dar. Fischer sprach an-
lässlich des 35-jährigen Beste-
hens der Frankfurter Karl-
Marx-Buchhandlung. Im Iran
wie auch in Israel entwickele
sich eine Situation, die die „Si-
cherheit in Europa ganz unmit-
telbar berührt, wie wir es alle
bislang nicht für möglich gehal-
ten haben“. Er erwarte schon
bald ernste Konfrontationen.

Kenias Regierung
kauft Luxus-Autos
Nairobi - Die Regierung Kenias
hat seit ihrem Amtsantritt vor
drei Jahren Regierungsgelder in
Millionenhöhe für den Kauf pri-
vater Luxus-Autos ausgegeben.
Für die Summe hätte das Land
25 000 Kinder acht Jahre lang
zur Schule schicken oder 147 000
HIV-Infizierte ein Jahr lang be-
handeln können, hieß es in einem
jüngst veröffentlichten Berichder
staatlichen Menschenrechts-
kommission und von Transpa-
rency International.

Anschlag auf ICE
nach Frankfurt
Oberhausen - Auf einen ICE
von Amsterdam nach Frankfurt
haben unbekannte Täter
Sonntagabend einen Anschlag
verübt. Der Zug fuhr bei Ober-
hausen mit 130 Kilometer pro
Stunde über eine auf den Schie-
nen befestigte Metallplatte, wie
die Bundespolizei mitteilte. Die
230 Fahrgäste blieben  unver-
letzt, der Zug wurde aber so
beschädigt, dass er nicht weiter-
fahren konnte.

Kuh vom Eis geholt
Stolberg -  Die Polizei im nord-
rhein- westfälischen Stolberg
hat im wahrsten Sinne des
Wortes eine Kuh vom Eis ge-
holt. Das Tier war von seiner
Weide in den teilweise
zugeeisten Fluss Inde hinun-
tergestiegen und kam nicht
mehr heraus. Gemeinsam mit
Feuerwehrleuten gelang es den
Polizisten, die Kuh zu retten.

Sechster
Deutscher

in der
Formel 1

„Miss
Germany“

2006

Deutsche
Bank im
Steilflug


